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Zusammenfassung der 13. Sitzung


vom Donnerstag, den 6. September 2001











Die sich mit den "Grundprinzipien, auswärtige Beziehungen und Sprachen" befassende Kommission 1 tagte zum 13. Mal am Donnerstag, den 6. September, in Granges-Paccot im kantonalen Zivilschutzamt.





Die Kommission hörte Herrn Prof. Joseph Voyame, langjähriger Direktor des Bundesamts für Justiz und Verfasser des Gutachtens zur Sprachenfrage, an. Die Kommission wollte insbesondere wissen, wie das Territorialitätsprinzip zu verstehen sei, welches die Möglichkeiten und Gefahren der Begründung zweisprachiger Gemeinden sei und welchen Einfluss die totalrevidierte Bundesverfassung auf die kantonale Verfassungsautonomie hat.





Zum Territorialitätsprinzip bemerkte der Experte, dass es entscheidend auf seine Handhabe und Auslegung ankomme. Eine strikte Anwendung des Territorialitätsprinzips gewährleiste die Homogenität einer Sprachgemeinschaft, gefährde aber das gegenseitige Verständnis der verschiedenen Sprachkulturen. Daher sei dieses Prinzip mit der erforderlichen Flexibilität ("souplesse") anzuwenden.


Die neue Bundesverfassung äussert sich zwar ausführlicher zur Sprachenfrage, gewährt aber den Kantonen weitgehende Autonomie. Herr Voyame empfahl, in die Kantonsverfassung eine ähnliche Regelung wie Art. 70 BV aufzunehmen. Im Übrige sei zu bemerken, dass die Bundesverfassung das Territorialitätsprinzip nicht ausdrücklich erwähne.


Bei den Diskussionen um die Zweisprachigkeit stellte sich heraus, dass sich immer wieder die Frage nach der (zweisprachigen) Schule stellt. Herr Voyame machte auf die administrativen Schwierigkeiten bei der Anerkennung einer zweisprachigen Gemeinde aufmerksam. Ausserdem befürworte er nach wie vor eine relativ strikte Grenze (30% der Wohnbevölkerung) für die Annahme von Zweisprachigkeit, damit die Stabilität der Gemeinde gewährleistet sei.





Nach der Anhörung von Herrn Voyame setzte die Kommission ihre Arbeiten im Zusammenhang mit der Lancierung des Präambel-Wettbewerbs fort. Die Präsidentin und weitere Mitglieder der Kommission werden die näheren Abklärungen in Zusammenarbeit mit dem Sekretariat treffen.





